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KOMMENTARE

 Karikatur: Philipp Hubbe (Magdeburg)

„Ich möchte, dass wir daran 
arbeiten, dass das in Deutsch-

land eine Zukunft mit Herz 
wird – und Rot soll sie sein. 

Und das wird sie auch sein.“

Der neue SPD-Vorsitzende Matt-
hias Platzeck zum Abschluss des 
SPD-Parteitages in Karlsruhe.

*
„Wer bei lahmender Kon-

sumnachfrage Lohnzurück-
haltung predigt, der gleicht 

einem Rennfahrer, der kräftig 
auf die Bremse tritt, um zu 

beschleunigen.“

Der Wirtschaftsexperte des DGB 
Hessen, Kai Eicker-Wolf, zu For-
derungen von Arbeitgebern nach 
Lohnzurückhaltung.

*
„Wir brauchen keine Person, 
die besonders graziös über 
den roten Teppich in Can-

nes wandeln kann, sondern 
jemanden, der ordentliche 

Gesetze für die Kultur zu Wege 
bringt.“

Der Geschäftsführer des Deut-
schen Kulturrates, Olaf Zim-
mermann, über die noch offene
Besetzung des Kulturstaatsminis-
ter-Amtes.

WORTE

Von Kathrain Graubaum

Sichere Lebensmittel für 
die europäischen Ver-
braucher“, „Europäi-

sches Umweltrecht“, „Die neue 
europäische Verfassung“ ... 
– Alexandra Mehnert sitzt vor 
einer Regalwand, gefüllt mit 
Publikationen der EU-Kom-
mission. Auf dem Tresen sta-
peln sich Faltblätter: „Die 
Euro Info Centres – Ihr Schlüs-
sel zum europäischen Markt“.

Alexandra Mehnert hält sol-
che Art Schlüssel in der Hand. 
Sie leitet das EU-Informations-
relais, das kürzlich in Schloss 
Wendgräben eröffnet wurde. 
Das Bildungszentrum der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung ist so-
mit ein weiterer Knotenpunkt 
im Europe Direct-Informati-
onsnetz. Und ist prädestiniert 
dafür. Schließlich locken seit 

1997 Bildungsveranstaltungen 
zu europäischen Themen Inter-
essenten aus dem In- und Aus-
land in das idyllisch gelegene 
Schloss in Anhalt-Zerbst. Das 
ist mittlerweile zu einem Ort 
der Begegnung geworden für 
Menschen aus ganz Europa.

„Achtung, Europäer an 
Bord“ –  Politikwissenschaft-
lerin Mehnert identifi ziert sich 
mit der Botschaft dieses blauen 
Aufklebers, der für den Eintritt 
ins EU-Internetportal wirbt. 
Alexandra begleitet die digi-
talen „Bildungsreisen“ durch 
Europa, schließt verschiedens-
te Türen auf. Gerade lässt sich 
Dennis Engel aus Schönebeck 
durchs Infonetz der Europäi-
schen Union führen. Der 23-
Jährige hat sein Jurastudium 
abgeschlossen. Hat vor, über 
das europäische Recht zu pro-
movieren. Und qualifi ziert sich 

derzeit zu einem weiteren An-
sprechpartner im Wendgräbe-
ner Büro des Europe Direct-In-
formationsnetzes.

Jeder Bürger bekommt hier 
per Computer oder Telefon 
eine direkte Verbindung zu 
„Europa“. Ob einfache Fra-
ge oder detaillierte Recherche 
– Anfragen zur EU-Politik, zur 
europäischen Verfassung, zu 
Arbeitsmöglichkeiten in den 
EU-Ländern ... werden an die 
Experten weitergeleitet. Bezie-
hungsweise können vom Inter-
net beantwortet werden.

„Viele Bürger kommen mit 
ganz speziellen Fragen hier-
her,“ ist der erste Eindruck von 
Alexandra Mehnert. Vor allem 
nach den Rahmenbedingun-
gen in der Landwirtschaft und 
nach Arbeitsmöglichkeiten im 
„neuen“ Europa wird gefragt. 
Schüler recherchieren unter 

bestimmten Aufgabenstellun-
gen.

Der europäische Gedanke 
werde mehr und mehr auf alle 
Lebensbereiche Einfl uss neh-
men, weiß Alexandra Mehnert. 
Die 31-jährige Magdeburgerin 
fühlt sich als Europäerin. Ihre 
Generationenzugehörigkeit, 
Ausbildung und Arbeit, die 
persönlichen Freizeitinteres-
sen schärfen ihren Blick über 
Ländergrenzen hinweg auf 
„weite Horizonte der eigenen 
Lebensplanung“. Eine Sicht-
weise, die weit verbreitet fehlt, 
wo Desinteresse, auch Ängste 
sind in der Bevölkerung. Vom 
EU-Informationsbüro aus will 
die wissenschaftliche Mit-
arbeiterin des Bildungszen-
trums Wendgräben zu mehr 
„Durchblick“ verhelfen, mehr 
Interesse wecken, was Europa 
betrifft. Ein enger Bürgerkon-

takt zu den EU-Parlamentsab-
geordneten Sachsen-Anhalts 
soll von hier aus hergestellt 
werden.

Große Beachtung wird da-
bei der jungen Generationen 
geschenkt. Mit der interna-
tionalen Anerkennung ihrer 
Bildungsabschlüsse, sagt Ale-
xandra Mehnert, müssten die 
jungen Menschen keine Hem-
mungen haben. Können alle 
Chancen der „grenzenlosen“ 
Lebensplanung nutzen.

Dennis Engel nickt zustim-
mend. Im Europäischen Parla-
ment hat er sich schon umgese-
hen und umgehört. Und hält es 
nicht für ausgeschlossen, dass 
er seinen berufl ichen Weg in 
diese Richtung lenkt.

Das Infozentrum ist telefo-
nisch unter (03  92  45) 95  23  58 
erreichbar oder per E-Mail un-
ter alexandra.mehnert@kas.de.

Fragen werden per Telefon oder E-Mail entgegengenommen

Ein Infozentrum in Schloss Wendgräben beantwortet Fragen der Bürger zur EU

Alexandra Mehnert leitet das EU-Informationszentrum auf Schloss 
Wendgräben und wird dabei von Mitarbeiter Dennis Engel unter-
stützt. Foto: Kathrain Graubaum

Von Georg Kern

Krawalle in Frankreichs 
Vorstädten sind nichts 
Neues. Debatten um 

mögliche Konsequenzen da-
raus auch nicht. Diesmal al-
lerdings ist die Lage in Frank-
reich anders.

Noch nie haben die Vorstadt-
Aufstände solche Ausmaße 
angenommen wie in den ver-
gangenen Wochen. Die Jugend-
lichen haben nicht nur randa-
liert. Sie haben dem Land auch 
eine Debatte aufgezwungen, 
der sich Frankreichs Politiker 
bisher nicht wirklich gestellt 
hatten. Diesmal aber werden 
die Entscheidungsträger nicht 
darum herum kommen, einige 
Grundsatzfragen zu beantwor-
ten. Das ist offensichtlich mehr 
als überfällig, wie die jüngsten 
Unruhen gezeigt haben.

Diskussion berührt
das Selbstverständnis

Die Debatte ist bereits voll 
entbrannt. Vordergründig geht 
es um die Zukunft der Integrati-
onspolitik. In Wahrheit berührt 
die Diskussion aber auch das 
Selbstverständnis der Nation. 
Denn offenbar leben viele Men-
schen mit Migrationshinter-
grund im Land, die systematisch 
ausgeschlossen werden etwa 
vom Zugang zum Arbeitsmarkt.

Das entspricht nicht dem 
eigentlichen Geist der fran-
zösischen Integrationspolitik. 
Das so genannte republikani-
sche Modell ist in der Verfas-
sung angelegt. Das Dokument 
von 1958 atmet den Geist der 
Revolution von 1789, den My-
thos der Napoleonischen Krie-
ge. Die Prinzipien „Freiheit, 
Gleichheit, Brüderlichkeit“ 
sollen für alle gelten. Die fran-
zösische Nation versteht sich 

als Schicksalsgemeinschaft, 
in der jedes Mitglied an den-
selben Bürgerrechten partizi-
piert.

Die Verfassung ist außerdem 
geprägt von der Kolonialge-
schichte. Auch das charakte-
risiert die Einwanderungspo-
litik: Migranten in Frankreich 
haben einen vergleichsweise 
leichten Zugang zur Staats-
bürgerschaft. Wenn Franzosen 
über Einwanderer reden, spre-
chen sie von sich selbst. 

Der vergleichsweise leichte 
Zugang zur Staatsbürgerschaft 
war lange Zeit einer von drei 
Pfeilern, auf dem die Integra-
tionspolitik des Landes stand. 
Die zwei anderen Säulen: die 
republikanische Gleichheit 
vermittelnden Schulen sowie 
die allgemeine Wehrpfl icht.

Die Reformpolitik der vergan-
genen Jahre hat das republikani-
sche Modell jedoch fundamental 
verändert. So wurde beispiels-
weise die allgemeine Wehrpfl icht 
abgeschafft. Die Politik hat die-
ses Problem für die Integration 

offenbar erkannt. So erklärt sich 
wohl der jüngste Vorstoß von 
Staatspräsident Jacques Chirac: 
In einer Fernsehrede kündigte 
er an, einen freiwilligen Zivil-
dienst einzuführen. Damit will 
er erstens rund 50  000 Jobs für 
die Einwanderer in den Vorstäd-
ten schaffen. Zweitens dürfte 
diese Reform aber auch darauf 
abzielen, die Identifi kation mit 
Frankreich zu fördern.

Das Handeln Chiracs und 
auch seines Premierministers 
Dominique de Villepin wäh-
rend der Aufstände zeigt deut-
lich: Diese Politiker sehen das 
republikanische Modell in der 
Krise, sie halten aber grund-
sätzlich daran fest.

Das ist der Punkt, in dem sich 
die neue Debatte über Frank-
reichs Integrationspolitik von 
den früheren Diskussionen un-
terscheidet. Diesmal steht ein 
Politiker auf der Bühne, der 
für ein weitgehend anderes In-
tegrationsmodell eintritt.

Gemeint ist Innenminister 
Nicolas Sarkozy. In Deutsch-

land wurde er während der 
jüngsten Aufstände vor allem 
wegen seiner harten Äuße-
rungen wahrgenommen, die 
Unruhestifter seien „Lumpen-
gesindel“ und „Müll“. Diese 
Äußerungen sind sicherlich 
kritisch zu werten. Wer die Po-
litik des Innenministers aller-
dings auf diese Bemerkungen 
reduziert, der betrachtet nur 
eine Seite der Medaille.

Denn Sarkozy vertritt ein 
Integrationsmodell das seinem 
Wesen nach weit über die Re-
formvorstellungen Chiracs und  
Villepins hinausgeht. Der Poli-
tiker, selbst Kind von Einwan-
derern – nämlich einer grie-
chisch-jüdischen Mutter und 
eines ungarischen Vaters –, plä-
diert für eine „positive Diskri-
minierung“ nach dem Vorbild 
der amerikanischen „affi rma-
tive action“. Er will beispiels-
weise Quoten schaffen, damit 
für Franzosen mit Einwan-
derungshintergrund Studien-
plätze reserviert werden und 
der Zugang zu Arbeitsplätzen 

insbesondere im Öffentlichen
Dienst erleichtert wird.

Selbst vor einem bisher 
sankrosankten Merkmal franzö-
sischer Politik schreckt Sarkozy 
nicht zurück. Er will das Gesetz 
von 1905 über die Trennung von 
Staat und Kirche lockern. So 
plädiert Sarkozy für den Bau von 
Moscheen mit Hilfe öffentlicher 
Gelder. Seine Idee: Er will die 
Verantwortung des Islam für das 
Gemeinwesen stärken – und so 
Integrationseffekte erzwingen.

Chirac lehnt diese Konzepte
vehement ab. Er glaubt, Sar-
kozy zerstöre durch das Aus-
hebeln des republikanischen
Modells das Prinzip der „einen
und unteilbaren Republik“.
Die jetzt in Frankreich geführ-
te Debatte ist für die Zukunft
des Landes also von höchster
Bedeutung.

Sarkozy versucht, weiche 
Flanke zu decken

Deren Ausgang dürfte aber 
letztlich der Wähler entschei-
den. 2007 stehen in Frankreich 
Präsidentschaftswahlen an. 
Sarkozy hat erklärt zu kandi-
dieren. Bisher deuten Umfra-
gen daraufhin, dass der Kurs 
des Ministers unterm Strich bei 
den Menschen gut angekom-
men ist. Sarkozys Strategie 
könnte aufgehen. Mit den Be-
schimpfungen der Unruhestif-
ter wollte er offenbar eine wei-
che Flanke decken: Während 
der letzten Präsidentschafts-
wahlen schaffte es der Rechts-
extreme Jean-Marie Le Pen in 
die Endrunde. Sarkozy könn-
te Ähnliches für den nächsten 
Urnengang mit seinem Krisen-
management verhindern.

Die Aufstände in Fankreich 
mögen abebben. Die Diskussi-
on um die Zukunft des Landes 
hat erst begonnen.

Die Unruhen ebben ab, aber die Debatte um die Zukunft der Integrationspolitik fängt erst richtig an

Frankreich auf der Suche nach sich selbst

Jacques Chirac Dominique de Villepin Nicolas Sarkozy

Behindertensportstiftung Sachsen-Anhalt

Neue Töne
Von Winfried Borchert

Erstmals bundesweit wird in Sach-
sen-Anhalt eine Behinderten-
sportstiftung auf Landesebene 

gegründet. Wenngleich die Geldquellen 
der Stiftung noch bescheiden sind, ist 
die Gründung für alle ein Hoffnungs-
zeichen, die sich ehrenamtlich für die 
Belange Behinderter einsetzen. Sie 
können durch die Stiftung mit mehr 
Aufmerksamkeit und Wertschätzung rechnen. 

Aufhorchen lässt die Ankündigung des Stiftungsvor-
sitzenden Schneider, die Stiftung wolle Plattform sein 
für eine öffentliche Debatte über gesellschaftliche 
Solidarität und soziale Verantwortung des Einzelnen für 
die Gesellschaft, gleich ob Arbeitsloser, Beamter oder 
Unternehmer. In Zeiten, in denen Cleverness und Ego-
ismus von vielen groteskerweise für Tugenden gehal-
ten werden, verdienen solche neuen Töne besondere 
Beachtung. Zumal, wenn sie, wie in diesem Fall, aus 
der Finanzwelt kommen. (Seite 1/ Sachsen-Anhalt I)

Neue Foltervorwürfe im Irak

Großer Schaden
Von Peter Wendt

In einem geheimen Gefängnis des 
irakischen Innenministeriums haben 
US-Soldaten mehr als 170 unterer-

nährte Häftlinge entdeckt, von denen 
einige deutliche Folterspuren aufwiesen. 
Bei den Gefangenen handelte es sich 
offenbar überwiegend um Sunniten.

Die neuen Foltervorwürfe erinnern 
fatal an die schockierenden Fotos und 
Berichte aus dem US-Militärgefängnis Abu Ghoreib bei 
Bagdad aus dem Jahre 2003. Dass die mutmaßlichen 
Täter diesmal im Regierungsapparat zu suchen sind, fügt 
der gerade erst durch die Annahme der Verfassung und 
die Eröffnung eines rechtsstaatlichen Verfahrens gegen 
Ex-Diktator Saddam Hussein gewonnenen demokra-
tischen Legitimität des neuen Irak schweren Schaden 
zu. Ebenso wird die lebensnotwendige Einbindung der 
Sunniten in den politischen Prozess neuerlich Schaden 
nehmen. Deshalb sollten die irakische Regierung selbst, 
ohne Zutun der USA, rasch für Aufklärung sorgen und 
entschlossen Schadensbegrenzung betreiben.     (Politik)

Lehrereinstellungen

Wunder Punkt
Von Philipp Hoffmann

Die GEW trifft die Länder mit der 
Kritik an den Lehrereinstellungen 
an einem wunden Punkt. Die 

Kultusminister haben das Problem seit 
Jahren im Blick und fi nden doch kein 
geeignetes Gegenmittel. Ihr Dilemma: 
Noch sinken die Schülerzahlen, was 
Lehrerstellen überfl üssig macht. Ende 
des Jahrzehnts steigt aber der Bedarf an 
Lehrern wieder an – zumal eine Vielzahl von Lehrern 
ersetzt werden muss, die in den Ruhestand gehen.

Wie wollen die Kultusminister das Problem lösen, wenn 
sie nicht einmal jetzt alle Stellen besetzt kriegen? In 
Mangelfächern wie Fremdsprachen und Religion wer-
den dringend Lehrer gesucht. Viele Länder haben sich 
mit ihren Einstellungsstopps Eigentore geschossen. Sie 
werden einsehen müssen: Auf steigenden Bedarf sind 
gekürzte Finanzmittel nicht die richtige Antwort. (Politik)




